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Stellungnahme 
zum Antrag Nr. AT/0014/2022 

 

Vorlage: ST/0014/2022 Datum: 24.02.2022 

Dezernat 2 

Verfasser: 70-EB "Kommunaler Servicebetrieb Koblenz" Az.:  

Betreff: 

Antrag der WGS-Fraktion zur Einführung eines Mehrwegssystems "Essen to go" 

Gremienweg: 

24.03.2022 Stadtrat  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 

Stellungnahme: 

 

Ab 2023 werden Caterer, Lieferdienste und Restaurants durch das Verpackungsgesetz verpflichtet, 

auch Mehrwegbehälter als Alternative zu Einwegbehältern für Essen und Getränke zum Mitnehmen 

und Bestellen anzubieten.      

 

Im Gegensatz zu den Bechern mit geringfügigen Unterschieden bei den Inhaltsmengen, werden bei 

Speisen wegen der unterschiedlichen Gerichte (hier seien nur die Pizza, Pastagerichte, asiatische Ge-

richte, der Döner oder Schnitzel mit zwei Beilagen genannt) auch verschiedenste Verpackungen ein-

gesetzt.  

 

Durch die, entsprechend den Gerichten, sehr unterschiedlichen Packungsarten und -größen mit un-

terschiedlichen Inhaltsmengen besteht seitens der Bürger voraussichtlich kein Interesse mehrere un-

terschiedliche Behälter käuflich zu erwerben. Es müsste im Gegensatz zum „Koblenz-Becher“ ein 

Pfandsystem eingeführt werden und ein Austausch der Behältnisse zwischen den Gastronomiebetrie-

ben durch den Systembetreiber erfolgen.  

 

Da die einzelnen Gastronomiebetriebe zur Einführung verpflichtet sind und aus Sicht der Verwaltung 

ein Austausch der Verpackungen zwischen den Betrieben durch die Verwaltung nicht durchführbar 

erscheint, kann die Verwendung von Mehrwegverpackungen auch durch eine Bereitstellung von Ge-

schirr durch die Stadt weder für die Verbraucher noch für die Betriebe vereinfacht oder unterstützt 

werden. 

 

 

 

Beschlussempfehlung: 

 

Der Stadtrat beschließt, dass von Seiten der Stadt Koblenz kein Mehrwegssystem für "Essen to go" 

eingeführt wird. 
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